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Bereich Energie 

8. Die Energiewende erfordert den Neu- und Ausbau u. a. von Kraftwerken, Windparks und Stromtrassen. Was planen Sie, um die Lebensqualität der betroffenen Anrainer 
und den Werterhalt ihrer Grundstücke und Häuser zu wahren? 

 

CDU SPD Bündnis90/Die Grünen FDP Die Linke 

Die Fragen Nr. 8 und 9 werden 
aufgrund ihres Sachzusammen-
hanges gemeinsam beantwor-
tet.  
Der Umbau der Energieversor-
gung ist aus Sicht der CDU Hes-
sen eine Generationenaufgabe. 
Die staatlichen Rahmenbedin-
gungen müssen dem Dreieck 
„sauber – sicher – sozial“ genü-
gen und sie ausgleichen. Der 
Ausbau der Nutzung der Erneu-
erbaren Energien muss klaren 
technischen, naturschutz- und 
immissionsschutzrechtlichen 
Kriterien genügen sowie durch 
transparente rechtsstaatliche 
Verfahren erfolgen. Dies gilt ins-
besondere für die Errichtung 
von Windenergieanlagen, bei 
der häufig sehr unterschiedliche 
Interessen von Projektierern, 
Bürgern vor Ort und Belange 
des Umweltschutzes zusam-
mengeführt und gegeneinander 
abgewogen werden müssen. 
Nur dann findet der Ausbau die 
erforderliche breite Akzeptanz, 
die auch einen Beitrag zum 
Werterhalt der entsprechenden 
Grundstücke und Gebäude leis-
tet. Erleichtert wird dies, wenn 

Windenergie an Land und Solar-
strom sind durch den seit dem 
Jahr 2000 beschleunigten Aus-
bau in Deutschland inzwischen 
die günstigsten Stromerzeu-
gungsarten. Nur mit ihrem dyna-
mischen Ausbau kann die Ener-
giewende gelingen. Sie werden 
die Hauptsäulen der künftigen 
Energieversorgung sein. 
Im Bereich Windkraft bleiben 
wir im neuen Landesentwick-
lungsplan für neue Standorte 
bei klaren Mindestabständen 
zur Wohnbebauung, die mit 
1.000 Metern über gesetzlich 
geforderte Abstände nach 
dem Bundes-Immissions-
schutzgesetz hinausgehen. 
Beim Ausbau von Stromtras-
sen haben wir uns immer wie-
der dafür eingesetzt, dass ein 
Mindestabstand von 400 Me-
tern zur Wohnbebauung ein-
gehalten wird. 
 
 

Der immer wieder behauptete 
Werteverfall von Grundstücken 
und Gebäuden konnte bis heute 
statistisch nicht belegt werden. 
Vielmehr kann die Energie-
wende, vor allem wenn sie de-
zentral organisiert wird, für 
mehr regionale Wertschöpfung 
sorgen. Beim Netzausbau kön-
nen wir auf die prioritären Tras-
sen nicht verzichten, aber setzen 
uns für einen Schutz des Woh-
numfeldes ein. Bei Stromleitun-
gen sieht der aktuelle Entwurf 
des Landesentwicklungsplans ei-
nen Mindestabstand zu Wohn-
bebauungen von 400 Metern 
vor. Dieses Maß wird im Energie-
leitungsausbaugesetz des Bun-
des empfohlen und steht in zahl-
reichen Bundesländern in ent-
sprechenden Gesetzen und Ver-
ordnungen.   
Bei all den Planungen für Tras-
sen im Rahmen des Netzausbaus 
setzen wir uns dafür ein, dass sie 
mit dem Wohnumfeld im Ein-
klang geschaffen werden. Bei 
der Stromtrasse durch Suedlink 
haben wir uns im Bundesrat für 
eine Erdverkabelung mindestens 
auf Teilstrecken eingesetzt, nun 

Immer mehr Anwohner werden 
durch Windkraftanlagen und 
Stromtrassen belastet. Wir wol-
len den Schutz der Anwohner 
verbessern und insbesondere 
den Abstand von Windkraftan-
lagen zur Wohnbebauung deut-
lich erhöhen. Wir sind der Auf-
fassung, dass immer größer 
werdende Windkraftanlagen 
auch entsprechend größere Ab-
standsgrenzen rechtfertigen. 
Daher treten wir für die soge-
nannte IOH-Regel ein, wonach 
der Abstand von Windkraftan-
lagen zur Wohnbebauung dem 
Zehnfachen der Gesamthöhe 
der Anlage entsprechen muss. 
In der Praxis werden in Hessen 
200 oder 230 Meter hohe 
Windkraftanlagen errichtet. 
Heute gelten hier nur Mindest-
abstandsregeln von 1.000 Me-
ter (im Bereich von Einzelhöfen 
sogar noch weniger). Mit der 
von uns vorgeschlagenen Regel 
würden die Abstände dagegen 
auf 2.000 bzw. 2.300 Meter 
steigen. Sollten die Windkraft-
anlagen in Zukunft noch höher 
werden, steigen automatisch 

Durch die Abstandsregel ist eine 
Wertminderung von Immobilien 
durch eine Verschlechterung 
der Wohnqualität in der Regel 
ausgeschlossen.  Als störende 
werden Windkraftanlagen in Be-
zug auf das Landschaftsbild und 
gegebenenfalls für den Touris-
mus wahrgenommen. Vor allem 
gegen Windparks in touristi-
schen Gebieten mit mehr als 
fünf Anlagen, gibt es zuneh-
mend Bedenken. Hier kann ver-
mittelt, durch verminderte Ein-
nahmen aus dem Tourismus, 
ein Wertminderung von Immo-
bilien eintreten.  
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die Vorhaben unter enger Betei-
ligung der Bürger vor Ort, z. B. 
im Rahmen einer Bürgerener-
giegenossenschaft, umgesetzt 
werden. Solche Zusammen-
schlüsse wollen wir daher unter-
stützen.  
Des Weiteren will die CDU Hes-
sen die aus dem bundesweit 
einmaligen Hessischen  
Energiegipfel 2011 abgeleiteten 
Regelungen unter Berücksichti-
gung neuerer technischer Ent-
wicklungen und Erkenntnisse ei-
ner Evaluation unterziehen. Im 
Zuge dieser Bewertung wollen 
wir die verschiedenen Parame-
ter, wie z. B. die gültigen Ab-
standsregelungen, den Flächen-
bedarf und sonstige Kriterien 
zum Ausbau der regenerativen 
Energien, ergebnisoffen prüfen.  
Zudem ist aus unserer Sicht die 
Möglichkeit, im Bereich des 
Netzausbaus Leitungsvorhaben 
als Erdkabel zu verlegen, regel-
mäßig zu prüfen. Die vom Lei-
tungsbau betroffenen Grundei-
gentümer sollen nach unserer 
Vorstellung soweit rechtlich 
möglich einen angemessenen 
Ausgleich erhalten.  
 

wird sie komplett als Erdkabel 
geplant. Eine Erdverkabelung ist 
allerdings nicht immer technisch 
möglich. So soll die Übertra-
gungs-Stromtrasse Ultranet als 
Hybridtrasse auf einer bestehen-
den Trasse geführt werden. Hier 
besteht aber die Chance, dass 
die gesamte Trasse, also auch 
die bestehende Wechselstrom-
trasse an den Stellen ver-
schwenkt wird, bei der aktuell 
die Wechselstromtrasse sehr 
nah am Wohngebiet oder sogar 
über ein Wohngebiet hinweg ge-
führt wird.    
Außerdem haben wir für Hessen 
ein flächendeckendes Solarka-
taster erstellt, von dem insbe-
sondere Hausbesitzer profitieren 
können. Mit der Investition in 
eine Solaranlage kann neben 
dem Aspekt des Klimaschutzes 
eine Wertsteigerung des Hauses 
erreicht werden. Für die Errich-
tung von Windparks haben wir 
ein umfangreiches Prüfverfahren 
eingeführt und die Beteiligung 
der Bürgerinnen und Bürger we-
sentlich verbessert. Mit diesen 
Ansätzen und gemeinsam mit 
den Menschen vor Ort wollen 
wir auch in Zukunft weiter arbei-
ten. Unser Ziel der 100-prozenti-
gen Energieversorgung mit Er-
neuerbaren Energien wollen wir 
bis 2050 erreichen.  
 

auch die einzuhaltenden Ab-
stände. 
Im Bereich der Stromtrassen 
(Höchstspannungsfreileitun-
gen) halten für es für notwen-
dig, dass bei Neubauprojekten 
auch entsprechende Abstände 
eingehalten werden. Der Ent-
wurf des Landesentwicklungs-
planes sieht einen Abstand von 
400 Meter vor. Das muss auch 
für Projekte wie Ultranet gel-
ten. 
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